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Bezug ; Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
15. Mai 1963 

— Umdruck 263, Drucksachen IV/700 Anlage, IV/1105 — 


Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung durch seine 
in der 76. Sitzung am 15. Mai 1963 gefaßte Entschließung er- 
sucht zu prüfen, ob die Hypothekengewinnabgabe hnanzschwa- 
cher Turn- und Sportvereine, soweit sie durch die Abgabeschuld 
erheblich belastet sind, auf Antrag erlassen werden kann. Außer- 
dem wurde die Bundesregierung beauftragt, hierüber Bericht 
zu erstatten und gegebenenfalls entsprechende gesetzliche Re- 
gelungen vorzuschlagen. 

Für die Bundesregierung berichte ich dem Deutschen Bundes- 
tag über das Ergebnis der Prüfung wie folgt: 

I. 

1. Im Lastenausgleichsgesetz — LAG — (§§ 91 ff.) sind keine 
Sondervorschriften zugunsten von Turn- und Sportvereinen 
enthalten. Insbesondere ist die Gemeinnützigkeit der Ver- 
eine für sich allein kein Kriterium für eine Abgabenerleich- 
terung. Nach § 132 LAG ist ein Leistungserlaß nur zulässig, 
wenn das mit der öffentlichen Last der HGA belastete Grund- 
stück unmittelbar für mildtätige, also nicht nur gemeinnützige 
Zwecke genutzt wird. Ebenso kann mit Rücksicht auf die 
besondere Art der Grundstücksnutzung als Sportstätte ein 
Erlaß der laufenden Abgabeleistungen wegen Ertragsschwä- 
che des Grundstücks nach § 129 LAG nicht gewährt werden. 
Ein Leistungserlaß ist unzulässig, wenn es sich um unbe- 
baute oder um sonstige Grundstücke handelt, deren wirt- 
schaftliche Bedeutung nicht in einem Gebäudeertrag liegt 
(§ 129 Abs. 5 Nr. 2 LAG), oder wenn die Art der Grund- 
stücksnutzung eine Abgrenzung der Grundstückserträge von 
sonstigen Wirtschaftsergebnissen nicht mit hinreichender Be- 
stimmtheit erlaubt (§ 129 Abs. 5 Nr. 3 LAG). 
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Die Frage, ob die gemeinnützige Tätigkeit eines Grundstücks- 
eigentümers und Hypothekenschuldners für sich allein ge- 
nüge, um einen Erlaß von Abgabeleistungen zu begründen, 
ist seinerzeit von den gesetzgebenden Körperschaften ge- 
prüft und im Ergebnis verneint worden. Entscheidend dafür 
waren folgende Erwägungen: 

Die HGA ist eine Währungsgewinnabgabe. Sie setzt — zu- 
sammen mit den im Verhältnis 10 : 1 umgestellten Restver- 
bindlichkeiten — lediglich die Grundstücksversciiuldung fort, 
die am Währungsstichtag bestand. Es ist nicht anzunehmen, 
daß gemeinnützige Rechtsträger, die in früherer Zeit ihren 
Grundbesitz freiwillig für in Anspruch genommene Kredite 
verpfändet hatten, wegen ihrer Gemeinnützigkeit den Erlaß 
ihrer Schulden seitens der ursprünglichen Gläubiger hätten 
erwarten können. 

Bei dieser Sachlage blieb allein noch zu erwägen, ob sich 
eine Förderung der gemeinnützigen Zwecke dieser Abgabe- 
schuldner aus Mitteln des Lastenausgleichs verantworten 
ließ. Mit der Zweckbindung des Lastenausgleichsvermögens 
(§§ 1 und 5 LAG) wurde auch diese Frage negativ entschieden. 

2. Ein Erlaß der HGA aus Billigkeitsgründen gemäß § 131 der 
Abgabenordnung (AO) ist trotz der gesetzlichen Abgren- 
zung der Erlaßtatbestände nicht ausgeschlossen. Allerdings 
müssen Billigkeitsmaßnahmen auf solche Fälle begrenzt wer- 
den, in denen die Vermögensverhältnisse und das Beitrags- 
aufkommen des abgabepflichtigen Vereins sich unvorherseh- 
bar verschlechtert haben. Diese Einbuße ist z. B. bei einigen 
Berliner Vereinen dadurch eingetreten, daß infolge der po- 
litischen Teilung der Stadt Berlin die Zahl der Vereinsmit- 
glieder erheblich geringer geworden ist. In diesen Fällen 
konnte auch hinsichtlich der HGA durch Billigkeitsmaßnah- 
men in gebotener Weise geholfen werden. 

Ein Erlaß der Abgabeleistungen etwa im Hinblick auf Neu- 
beschaffungen oder eine Modernisierung bestehender Ein- 
richtungen würde jedoch mit Rücksiciit auf die allgemeine 
Erlaßregelung und die einem Erlaß aus Billigkeitsgründen 
gesetzten Grenzen nicht mehr zu vertreten sein. Im übrigen 
können Einwendungen gegen die Festsetzung der HGA nur 
so verstanden werden, daß der Abgabesdiuldner sich da- 
durch beschwert fühlt, daß ihm der Währungsgewinn in Höhe 
von 9/10 seiner freiwillig eingegangenen Reichsmarkverbind- 
lichkeit vom 20. Juni 1948 nicht für anderweitige Zwecke 
verblieben ist. 


II. 

Das Verhalten der Turn- und Sportvereine ist unterschiedlich. 
Während der überwiegende Teil seine Leistungen erbringt, 
bleiben einige dieser Abgabeschuldner im Rückstände, obwohl 
sich die wirtschaftlichen Verhältnisse im einzelnen nicht nen- 
nenswert voneinander unterscheiden. Es erscheint deshalb auch 
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nicht möglich, zugunsten einzelner Turn- und Sportvereine die 
Erlaßvorschriften zu 'ändern, weil eine Abgrenzung mit der 
erforderlichen Klarheit nicht möglich wäre. Eine Änderung, 
durch die sämtliche Turn- und Sportvereine begünstigt würden, 
müßte mindestens auch auf solche Abgabeschuldner (Kranken- 
anstalten, kirchliche Einrichtungen pp.) ausgedehnt werden, die 
ebenfalls trotz ihrer Gemeinnützigkeit von dem weiteren Er- 
laßhindernis des § 132 LAG betroffen sind. Außerdem wäre 
aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteuerung eine Re- 
gelung auch für diejenigen Abgabeschuldner erforderlich, die 
ihren Abgabeverpflichtungen nachgekommen sind, deren wirt- 
schaftliche Lage aber nicht oder nicht wesentlich besser ist als 
die jener Vereine, die einen Erlaß der Abgabeleistungen be- 
anspruchen. Aus diesem Grunde sollte von einer Änderung der 
gesetzlichen Bestimmungen abgesehen werden. 


Dahlgrün 



